
Wiener Rathaus = Korresponden
Herausgeberund verantwortl .Redakteur FranzMicheu .

Wien , . ,NeuesRathaus .

eAusgabe .

438 .vember191025 Nr.2.Nahr Freitag ,derien ,ng
- - - - - ¬- - - - ¬—

Kartoffelabgabe .VomSamstagbis Dienstagwerdenim . , . , . , . ,6 .und
7 .BezirkeausländischeKartoffelnzumPreisevonK . 40per kg ,undzwar
1/2kgproKopfgegenAbtrennungdesAbschnittes„ S" derKartoffelkarte

abgegeben

Anlageder Rindfleischkundenlisten .DerMagistrathat die Neuanlagederbis -¬
herigen Kundenlistendurchdie Rindfleischabgabestellenangeordnet ,umdie
durch die zahlreichen Ab -und ZurayonierungenenstandenenUnklarheitenrich¬
tigzustellene In die Kundenlisten dürfen von jedem Rindfleischverkäufer nur
solcheKundeneingetragenwerden ,auf derenEinkaufscheinfürRindfleisch
seine eigene Fleischabgabestelle bereits angegebenerscheint .Die Anlageder
Kundenlisten hat in der gleichen Formwie bei den früheren Kundenlistenzu
erfolgen undNamen ,Adresse ,Personenanzahlder eingetragenenKundenundden

Kontrollabschnitt „ K "des derzeitigen Einkaufscheines für Rindfleisch zu
enthalten .Eine Aenderung der bisherigen Fleischabgabestelle durch die Par - ¬

tei oder die Aufnahmevon Kunden ,deren Einkaufschein eine andere Verkaufs - ¬

stelle aufweist ,ist strengstensverboten .DiediesbezüglichenVerordnungen
undKundenlistenformularesind für die Rindfleischverkäuferin derGrosmarkt-¬
halleundbeideramtlichenUebernahmsstellefürViehundFleischinSt .Marx
erhältlich .Die vorgeschriebenen Listen müssen längstens bis 29 .November . J

in der amtlichen Uebernahmsstelle für Vieh und Fleisch abgegeben werden .Die
Kundenwerdenin ihremeigenenInteressebesondersdaraufaufmerksamgemacht
daßdie spätere Anmeldungzur Eintragungin die neuenKundenlistenunnach-¬
sichtlich zur Folgehabenwird ,dasmehrereWochender Fleischbezugnichter -¬
folgenkann.
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Delegiertenversammlungdes Verbandesder städtischenAngestellten .InAnwe-¬
senheitvonmehrals tausendDelegiertenfandMittwochin derVolkshalledes

Rathauses eine Delegiertenversammlungdes Verbandesder städtischen Ange- ¬

stellten statt ,deren Gegenstanddie Besohlussfassung über neueMassnahmen,
die der Notder städtischenÄngestelltenhalbwegsabhelfensollen ,bildete .
DieVersamalungbeschlossdie AnnahmenachstehanderResolution :DieVersamm-¬
lungaller Verbandsdelegiertennimntmit BefriedigungdenBerichtdesPrä-¬
sidiums zur Kenntnis ,nach welchen eine ungehende Erhöhung des Zeuerungs - ¬
beitrages für alle städtischen Angestellteneinschliesslich aller Pensioni-¬
stenum . 400KjährlichundVerdoppelungderKinddrzulagenrückwirkendvom
1 .Dezember1919 und die Gewährungeines Anschaffungsbeitrages von 1000K
für ledige und 1500 K für verheiratets Angestellte verlangt werden .DieVer- ¬

sammlungbedauert,dassesneuerlichzusolchenForderungenkommenmüsste,
die vondenstädtischenAngestelltentrotz deroffensichtlichenVerschlech-¬
terung ihrer wertschaftlichen Lagebisher in Würdigungder Finanzlageder
Gemeindezurückgestellt wurden .Diese nenerlichen Forderungen sind deswegen
notwendiggeworden ,weil die öffentlichen Faktoren ,AnsbesondereRegierung
undVolksvertrater ,statt durchgeeigneteMassnahmeneinen AbbauderPreise
herbeizuführenunddenWucherwirksamzu bekämpfen ,os verschuldethaben ,
dass eine solche Preiserhöhungaller LebensmittelundBedarfsgegenständeein - ¬
getretenist ,dasses denstädtischenAngestelltenauchnachErfüllungder
neuenForderungenganzunmöglichwäre ,nit ihrenBezügenauszukommen .DieVer-¬
sammlunggibt sich daher mit diesen Einimalforderungen nur unter derVoraus- ¬
setzungzufrieden ,dass die Gemeindeundunter ihren Einflusse dieRegierung
alles vorkehren ,umdurch Belieferung der städtischen Angestellten mitLebens -

mitteln und Badarfsgegenständen zu Preisen ,die sie mit ihrem Einkommener - ¬

schwingenkönnenundinmenschenwürdigenQutbendenstädtischenAngestellten
die Aufrechterhaltungihrer Existenzermöglichenundsie davorbewahren ,ime
mer wieder mit den sonst unvermeidlichen neuerlichen Lohn - undGehaltsforderun - ¬

genkommenzumüssen .AusdiesemGrundeverlangerndie Delegierten ,dass
Vertreter des Verbandesin die vomStaate in Aussicht gonommeneKommissionzur
periodischen Anpassungder Löhneund Gehalte an die jeweiligenLehensmittel¬
preiseaufgenommenwerden ,protestierenaberdagegen ,dassder Berchnungder
LohnzuschübedieHungerquotenderheutigenZwangswirtschaftzugrundegelegt
werden .DasVerbandspräsidiumhat über das Ergebnisseiner Schritte binnen8
Tagenin einerneuerlichenDelegiertenversammlungzuberichten.

DieMillionenverlustederZentralstelle.DerStadtrathatinseinergestrie
genSitzungeinen Ausschusseingesetzt ,in demauchdie Minoritätenwertre¬
tensindundderdieAufgabehat ,sämtlichevonderZentralstellederFür-¬
sorgeunternommenenGeschäftezu prüfenunddie Verantwortungenfestzustel -¬
len .Damitist ein Organgesshaffen ,welches in durchauseinwandfreier
Weiseerhebenwird ,ob undin welchemUnfangeBürgermeisterDr .Weiskirch
ner seine Pflichten verletzt hat .Die Aufklärung ,die Dr .Weiskirchner im

Wegeder Presse heute gibt ,ist ganzundgar nicht geeignet ,seineFerson
reinzuwaschen .Es ist allerdings richtig ,dass die Rechnungsabschlüsseder

Zentralstelle demaus allen Parteien zusammengesetztenAusschussevorgelegt
wurden ,aber ebensorichtig ist es ,dass aus diesenRechnungsabschlüssän
nicht imallergeringsten zu ersehenwar ,dass sich die Zentralstelle in
Millionengeschäfte aller möglichenArt eingelassenhat .Dasist eseben ,
was demBürgermeister Dr .Weiskirchner zumVorwurfegemacht wird undwas
aus den im Druck vorliegenden Rechnungsabschlüssen für das erste undzwei¬

teHalbjahr1918inunwiderleglicherWeisehervorgeht.Eswurdeheispiels¬
weise am15 .Mai1918eine Fabrik um700 . 000Kangekauft ;es sindvorher
Maschinenbestellt ,dasMilchpatentun600. 000Kronenerworbenworden,
ohnedassdarüberimRechnungsabschlussauchnureineeinzigeZeileenthal¬
ten ist .Am 16 .Oktober 1917 hatte die zwölgte Sitzung der Zentralstelle

stattgefunden ,Damals waren disse Geschäfte noch nicht begonnen .Diedrei¬

zehnteSitzungwurdeam24 .Juli1918unterdemPräsidiumdesBürgermei-¬
sters Dr .Weiskirchnerabgehaltan .Zwischenzeitighatte dieZentralstelle
sich in diese ungeheuerlichenGeschäfte eingelassen .Dennochhat Dr .Weis¬
kirchner ,wie aus dem Protokoll hervorgeht ,auch nicht mit einem Worte an - ¬

gedeutet ,welcheUntetnehmungendie Zentralstelleübers eineErmächtigung
begonnenhat .Es ist ihmnicht eingefallen ,sich nur die nachträglicheGe¬
nehmigungzu verschaffen .DiedamaligenGemeinderäteDr .Löwensteinund
Reumann ,die dieser Sitzung beiwohnten ,wurden also absichtlich in Unkennt - ¬

nis aller dieser Spekulationegeschäfte gelassen .Und so ist es auchbis
zur völligen Vobernahmeder Geschäftedurchdie gegenwärtigeVerwaltung
geblieben .Auch der Rechnungsabschluss für das zweite Halhjahr 1918 ,der

nochunter der vollenVerantwortungdes DürgermeistersWeiskirahnerange-¬
fertigt wurde ,lässt ganz und gar nicht ersehen ,dass sich die Zentral - ¬

stelle an der „ Tenax “beteiligt hat ,dass sie für 6 Millionen KronenWa- ¬
ren bestellt undzumTeile auchbezogenhat .Hakommtallerdings indie - ¬
semAbschlussein Vorschussder Gemeindevor ,doch in einer Form ,dass
manauchbei der allergründlichsten PrüfungzumSchlussegelangenmusste ,

dieser Vorschuss sei zur Beckungder Kosten für die AusspeisungBedürf - ¬
tiger bestimmt .DenErsatz dieser Ausspeisekostenhat bekanntlichdeils
der Staat ,teils daeSchwarzgelbeKrenzgeleistet ,währenddieGemeinde
vorübergehendVorschüssebiszurendgiltigenAbrechnungbewilligthat .
Dassdieser Vorschussjedochin wertlosenMasdhinen ,in einerunbenützbaren
Fabrik ,in Patentenaller Artstecke ,warebennicht ersichtlichunddas
ist es ,was Dr .Weskrichner aufzuklären haben wird .Inwieweit an der irre - ¬

führenden Aufstellung dieser Abschlüsse auch Organe des Magistrates Schuld

sind ,wird die Untersuchungfeststellen .Dassder damaligeVizebürgermei-¬
ster Reumann ,der von Dr .Weiskrichner vor der Sitzung ersucht wurde ,den
Vorsitzzu übernehmen,in voller Unkenntnisaller dieser Geschäfte ,den
von der Buchhaltungder Stadt außgestellten Rechnungsabschlussnurinder

Formwerbringenkonnte ,in derer ihmübergebenwordenwar ,bedarfwohl
nichterst derBegründung.Am5 .Mai1919 ,alsonachderam2 .Maiabgehal
tenenvierzehntenSitzungder ZentralstelleundbemerkenswerterWeissauch
nach Durchführungder Gemeinderatswahlenhat RechtsanwaltDr .Zeifart ,der
VertrauensmannWeiskirchners,andenMagistratsdirekterPawekkaein
Schreibengerichtet ,ausdemklarhervorgeht ,dassdiesozialdemokratische
Minorität von diesen Geschäften nicht die geringste Ahnunghatte .Dr .
Zeifart schreibtwörtlich :„Jedenfallslege ich daraufGewicht ,dassder
HerrBürgermeisterHerrnVicebürgermeisterReumannausdemGrundeinfor-¬
miert ,da ja derselbe die Erbschaftnur eun beneficio inventariiüberneh¬
menwird und ich als Anwaltgedeckt sein will . "Oumbeneficio inventarii
bedeutat ,dassderUebernehmereinerErbschaftnurfür jeneSchuldenhaf-¬
tet ,dieihmvorAntrittdesErheshekanntgegebenwordensind.

anzundgarhaltlosist dieAusrede,dassObermagistratsratDr .Dont
überdielaufendenGeschäfteindenregelmässigenAbendsitzungenberichte-¬
te ,denendie drei Vicebürgermeister ,der MagistratsdirektorunddieOber-¬
beamtendes Magistrates beiwohnten .Es ist an und für sich klar ,dassdiese

Abendsitzungennicht das RechthabenüberGemeindegelderzu verfügenund
jene Beschlüssezu fassen ,die nachdemGemeindestatutausschliesslich
demStadt -und Gemeinderatevorhehalten sind .Obin diesenAbendsitzun-¬
genüberdieseGeschäfteüberhauptberichtetwordenist ,lässt sichaus
einemsehreinfachenGrundenichtfeststellen .Esgihtnämlichkeinewie
immer gearteten Aufzeichnungen oder Protekolle über diese Sitzungen .Da¬

raus geht wohlamdeutlichsten hervor ,dass es sich dabei umgarnichts
anderes ,als umeinezwangloseBerichterstattungseitensderOberbeamten
an das Gemeinderatspräsidiun gehandelt haben kann .Jedenfalls aber ist
das eine fest zuhaltenundhervorzuhehen ,dass bis zum3 .Dezember1918

an diesenberühmtenAhendsitzungenausschliesslichchristlichsozialeBürger-¬
meister teilgenommenhaben ,da bis dahin eine anderePartei imPräeidium

überhauptnicht wertretenwar .Biszu diesemSeispunktwarenaberalleGe-¬
schäftederGentralstellenichtbäonsbegonnen,dondernauch- wasdasEnt-¬
scheidende ist - die ungeheurenVerluste hereits unabwendhareingetreten .
Es kann also vielleicht ledigkich in Frage kommen ,in wie weit diedamali¬
genVicebürgermeisterHoss ,RainundHierhannoran dieserKatastrophemit
schuldigeind .

Geradezuabsurdist dieAuffassungWeiskirchners,dassüberdieVor¬
sch ussfrags erst nach Abschluss der Geschäfte berichtet werden sollte und
bei dieser Gelegenheit auch die Frage des Ersatzes durch Staat undLand

auszutragen gewesenwäre .Dr .Weiskirchnermasste sich also das Rechtan ,
Vorschüsseaus Gemeindemittolnvonvielen MillionenKronenzu gebenunddann
zu berichten ,dass disses Geldvonder Zentralstelle der Fürsorgeverspeku¬
liert wordensei .HieraufhättenStaat ,LandundGemeindeals die Gründerder
Zentralstelleeinfachdie Verlustezuorsetzen ,obwohlsie vorEingehungder
GeschäftegarnichtbefragtwurdenundnichtdieallergeringsteMöglichkeit
hatten ,eine Kontrollezu üben .EswirdSachedesUntersuchungsausschusses
sein ,zuprüfen ,obes nachdemGemeindestatutunddemhürgerlichenRechtwirk

lich zulässig ist ,in do bequemerWeisezu wirtschaftenundobsichBürger¬
meisterDr .Weiskirchnerdurchdie Art seines Vorgehensnichtschuld-und
haftpflichtiggemachthat .



ie Milch-undSchulgeschäftederZentralederFürsorge.InseinemBerichte
gabBgm. ReumannamDonnerstagimStadtrat aucheine ausführlicheDarstel-¬
lungdereinzelnenGeschäfte,in diesichdieZentralstellederFürsorge

mit Ermächtigungdes BürgermeistersDr .Weißkirchnereingelassenhatte .
UeberdasMilch-undSchuhgeschäftteilteerdabeifolgendesmit)

DasersteGeschäft ,welchesvonderZentralstellederFürsorgeunternom¬
menwurdebetrifft die ErzeugungvonPflanzenmilch ,nacheinemPatentedes
Prof .Riegler in Klausenburg .Die bezüglichen Verhandlungen begannen im

Jänner1918 -DiePatentewurdengemeinschaftlichmitHansHafnererworben,
welcherder Zentralstelle hiefür 600 . 000Kin Anrechnungstellte .Es ist mut

wirklichmasslich,daßernichtdiesenBetrag/hiefürverausgabt,sondernschonbei
diesemAnlasseeinenbedemtendenNutzenfürsicherzielthat .Esgehtdies
auseiner Aussagehervor ,die der vonHafnerals LeiterderMilchfabrikation
engangierteJosefEnglisch ,mitdemHafnerspäterinGehaltsstreitigkeiten
geriet ,gemachthat ,wonachdie Riegler ' schenPatentebloß250. 000,resp .sogarnur80. 000Kgekostethätten .Bezeichnendist ,daßdieZentralstelle
derFürsorgedieersteAnzahlungdon126. 000KaufdiePatenkosteninder
Formmachte,daßdemHafnerHolzsandalenüberlassenwurden.Entscheidend
fürdasFehlschlagendesganzenProjektesaberwar ,daßnichtvorhermit
dem Ernährungsamte Verhandlungen wegen Sicherung der notwendigenBestand - ¬
teile ,Weizenkleber,Fett ,ZuckerundAlkcholgepflogenwordenwaren.Es
erfolgtevielmehrohneweitersdieBestellungdergesamtenmaschinellenEin-¬
richtungum100. 000K ,sowiederAnkaufeinerFabrikimXII ,Bezirk ,Pohl-¬
gasse3 ,am15 .Mai1918,um700. 000K .Erstalsdiesallesgeschehenwar,
fandam12 .Juni1918dieentscheidendeBesprechungüberBelieferungmit
denzur Erzeugungder PlanzenmilchnotwendigenLebensmittelnstatt .Bei
dieserKonferenzerklärtendiemassegebendenFakrotendesVolksernährungs-¬
amtes,daßdasMehlnurunterEinrechnungaufdasWienerKontingentgege-¬
ben werdenkönne ,währenddie Belieferung mit Fett beinaheausgeschlossen

sei .Eskaminfolge-dessenüberhauptzukeinerFabrikationunddieZentral-¬
stelleerlitthierauseinenSchadenvonHunderttausenden .

Ungefährgleichzeitigtrat HansHafneran die Zentralstellemitdem
Vorschlage heran ,die Schutzrechte für einen in Deutschland hergestellten

Ersatzschuh für Oesterreich zu erwerben .Es handelte sich hiebei umden

" Pagaschuh" ,derFirmaFritz undSusanneLenayin MühlhausenimElsas ,
vertretendurcheinenHerrnFriedländerin Berlin .DieVorschlägeHafners
gingen dahin ,sich an den von ihm ,angeblich bereits umden Betragvon
120 . 000K ,erworbenenSchutzrechtezu beteiligen unddie Erzeugungdieser

Schuhehier aufzunehmen .Ursprünglichbestanddie Absicht ,die Schuhenur
direkt anzukaufenund lautet ein diesbezüglicher AmtsvermerkdesBürger- ¬
meistersWeiskirchnerin diesemSinne .Essolltenin denRäumendesstäd-¬
tischen Asyl -und Werkhausesfür Rechnungdes Hafner gegenBeistellungdes
erforderlichenRoh -undHilfsmaterialesmindestens50 . 000PaarSchuheer¬
zeugt werden ,die Hafner der GemeindezumHerstellungspreise pluseiner
Lizenzgebührmit 10 %Gewinnzu liefern hatte .In der Folge wurdendann
weitere Vereinbarungenbeschlossen ,in denenplötzlich dieZentralstelle

alsBestellerinsehrgrosserQuantitäten,dievieleHunderttausendevon
Pæærenumfassten ,auftrat ,wobeidie Bestellungenan denBerlinerGeneral-¬
vertreter der FirmaLenayerfolgten ,Mittenin diesegrosszügigenTransakti
onenkamderZusammenbruch .MitTelegrammvom19 .November1918stornierte
die Zentralestelle alle Bestellungeninfolge eingetretenerforcemajeur.
Es entwickeltesich darauf hin eine KorrespondenzzwischenderZentralztel
le undFriedländerin Berlin ,in derFriedländersofortgrosseSchadener-¬
satzansprüchegeltendmachteundzur AustragungdieserAngelegenhitnach

Wien kam .Es wurde bei diesem Anlasse festgestellt ,das die Beanständungen

erststergewähltundkonnteeyvondieserZeitan,andiesenAbendbesprechu
teilnehmen

n

vonbereitsge fertenWarenseitensderGentralstelleverspäteterfolgt
waren und die bezüglichen Fakturen mussten daher voll ausbezahlt werdeh

Aberauchdie Stornierungkonntenicht aufrechterhaltenwerden ,undes
wurdeam11 .Februar1919ein Abkommengetroffen ,wonachdieZentral-¬
stelle einen Betragvon900 . 000Kals Abstandgebührauszahlte . -Esgerade
zuunerhört !

Danebenlauft nochimmerein Prozess ,derseineUrsacheinfolgenden
hat :DieZentralstelle hat die vonihr erworbenenSchuhenichtVollzur
Verteilung an die WienerBevölkerungverwendet ,sondern Samit einenschwung- ¬
haften Handelbetrieben .Insbesonderswurdentrotz des damalsherrszhenden
ausserordentlichen Mangelsan Schuhen ,. 000Paar Pagaschuhean dieZellu¬
losenSchuhaktiengesellschaftverkauft . -NachBudapesthabenwirSchuhe
verkauft ,es ist wirklich unerhört ! Diese Lieferung gelangte jedochnicht
zur Ausführungundes schwebthierübernochein Rechtsstreit .Einanderer
unangenehmerProzess ist dadurch entstanden ,daß Pagaschuhe ,welcheFried¬

länder in Berlin direkt an die Zellulose -Schuhfabrikin Budapestverkauft
hat ,von der letzteren irriger Weise an die Zentralstelle der Fürsorge
zurückgeschicktwurden .Staat nun einfach die Annahmezu verweigern ,erfolg
te die Einlagerungim städtischen Asyl -und Werkhause .Dort wurdensie
späterdurcheinenraffiniertenBetrugentlockt .Nunist dieZentralstel-¬
le beim Landesgericht in Zivilrechtsachenam 31 .Mai 1919 auf Zahlungeines
Betrages von 230 . 000K geklagt worden .Auchdiese Transaktion andetefür
die Zentralstelle mit enormenVerlusten .
SoweitderBerichtdesBürgermeisters.AusihmgehtmitallerKlarheit
hervor ,dass alle diese Aktionen vor dem 3 .Dezember 1918 ,wo Reumannzum

Vicebürgermeister gewählt wurde ,unternommenworden waren ,und daßVice¬
bürgermeister Reumann dafür auch nicht die geringste Verantwortung tref - ¬

fen kann .Die Verhandlungenwurdenim Jänner 1918begonnen ;am15 ,Mai1913
wurde die Fabrik in der Polgasse für 700 . 000K gekauft .Dieentscheidende
Besprechungüber die Belieferung mit den zur ErzeugungderPflanzenmilch
notwendigen Lebensmitteln fand am12 .Juli 1918 statt .Mit Telegrammvom

ie

19 .November 1918 stornierte die Zentralstelle/beim Schuhgeschäft eingegan¬

genenBestellungen,dienatürlichauchauseinerZeitvordemNovember1918
stammten ,Wennalso bei denAbendsitzungenimRathausevondiesemGeschäften
tatsächlich berichtet wordenund dadurfh Vicebürgermeisterinirgendwelcher
Weise zu Mitschuldigen des Bürgermeisters Dr .Weiskirchner gewordensein
sollten ,so könntees sich nur umdie VicebürgermeisterHoss ,RainundHier¬
hammerhandeln ;denn Reumannwurdeerst am3 .Dezembar1918 zumVicebürger -

DieWiener-Großküche. meb. H.unddie GemeindeWien .WieausAnfragenher¬
vorgeht ,bestehtin weitenKreisendie Anschauung,daßdie GemeindeWienin
irgendeinemZusanmenhangemit der unter demNanen, Wiener - GrogkücheGem. b.

. "geplantenAusspeiseaktionsteht .Estrifft dieningarkeinerWeisezu.
Die Gemeindehat sich vielmehr gegenüberallen Bestrebungen ,die sie ineine
VerbindungmitdiesenundähnlichenErwerbsunternehnungenbringenwollten ,
entschiedenablehnendverhalten .DieAktionbeganndamit ,daßdieehemalige
GräfinRosaMels-ColloredovonderGemeindeWiendie Uebarlassungeineroder
mehrererKriegsküchenmitder Begründungbeanspruchte ,daßsie sichansrei¬
chende Lebensmittel und ein sehr nanhaftes Kapital zumBetriebe gesichert

habe .DerverlangteNachweiskonnteindesnichterbrachtwerden .Daranfhin
trat die „ Hegea, “. . . . ,in welcherder Vater der FrauMels-Colloredo,
HerrBohumilHorsky,als Geschäftsführerfungiert ,mitdemVerlangenandis
Gemeindeheran ,sämtlicheKriegsküchender Regea" zu übergeben .Dadis
" Hegea "ein reines Erwerbsunternehmendarstellt ,derenHauptgesellabhaf
ter die „ Oja "- Aktiengesellschaft ,die deutache Agrarbank in Prag atz¬

sind ,wurdedies VerlangenvomStadtrate abgelehnt .AnStelle der „Hegea "
ist nun die „ Wiener - Großküche. . . . “getreten .Diese wendete sich vor

einigerZeitandieAmerikanermitdenAnsinnen,ihrLebensmittelzuüber-¬
lassen ,was naturgemäss antschieden abgelehnt wurde ,da die Amerikanerjene

Materialien ,die sie sich beschaffennur in denvonihnenkontrolltertes
KüchenzurVerwendungbringenlassen .DieGemeindeWienwirdimSinneder

gefasstenStadtratbeschlüsseausschliesslichdie amerikanischeAktionför¬
dern ,dieaufeineZusammenfasnungundeinheitlicheLeitungdereffentlichen
Ausspeisungabzielt .Einjetzt neuentstehenderBotriebist nurgsaignet ,
dieseKonzentrationzustören .Esmußalsbfestgestelltwerden ,dasdieGe¬
meindediesemErwerbsunternehmenvollkommenferne steht ,Hervorzuhebenist
noch ,daßZeitungsberichtenzufolgeschonvonrund100 . 000PersonenEla¬
schreibegebührenentgegen-genommenwurden ,wiewohlbis heuteseitensdes
KriegsküchenkommissariatesnochtnichteineeinzigeKüchebehörälichgeneh¬
wigt wordenist .


	[Seite]
	[Seite]

